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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 2 U 124/08 B 
 
L 15 U 187/05 (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 21 U 133/03 (SG Dortmund) 
 
 
 
 
………………………. , 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter:  …………………………………………, 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Maschinenbau- und Metall-Berufsgenossenschaft, 
Kreuzstraße 45, 40210 Düsseldorf, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 23. Juli 2008 durch den 

Vorsitzenden Richter   S t e e g e   sowie die Richter   K r u s c h i n s k y    

und   Dr.  B e c k e r    

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss des Landes-

sozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 31. März 2008 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung 

des Landessozialgerichts (LSG) ist als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 

des Sozialgerichtsgesetzes <SGG>). Der Kläger hat zur Begründung seiner Beschwerde 

keinen der in § 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zulassungsgründe (grundsätzliche 

Bedeutung, Abweichung oder Verfahrensmangel) gemäß § 160a Abs 2 Satz 3 SGG schlüssig 

dargelegt oder bezeichnet. 

 

Der Kläger stützt seine Beschwerde auf den Zulassungsgrund des Verfahrensmangels. Nach 

§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel geltend 

gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; der geltend gemachte 

Verfahrensmangel kann nicht auf eine Verletzung der §§ 109 (Anhörung eines bestimmten 

Arztes) und 128 Abs 1 Satz 1 SGG (freie richterliche Beweiswürdigung) und auf eine 

Verletzung des § 103 SGG (Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt 

werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende 

Begründung nicht gefolgt ist.  

 

Der Kläger rügt als Verfahrensmangel, dass das LSG seinem Beweisantrag nicht gefolgt sei, 

den Zeugen Preun zu dem von ihm - dem Kläger - unmittelbar nach dem Unfall geschilderten 

Unfallhergang zu befragen, weil das Sozialgericht (SG) seine Unfallschilderung als nicht er-

wiesen erachtet habe. Der Kläger legt jedoch nicht dar, wieso das Unterlassen dieser Beweis-

erhebung für die Entscheidung des LSG - nur darauf und nicht auf die des SG kommt es an - 

erheblich war. Denn das LSG unterstellt in seinem Urteil die vom Kläger vor dem SG ab-

gegebene Unfallschilderung als wahr (S 5 unten).  

 

In seinen weiteren Ausführungen setzt der Kläger sich mit der Beweiswürdigung durch das LSG 

auseinander; darauf kann eine Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision jedoch 

nicht in zulässiger Weise gestützt werden (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG).  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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